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korrigieren, wäre eine wünschenswerte Aufgabe der Krimi
nologie.

Pönalisierung und Strafpraxis

Im Beitrag von Weber nehmen die Fragen der Pönalisierung 
und der Strafpraxis einen zentralen Platz ein. Noch deutlicher 
hat sich Weber dazu in einem Artikel in der „Jungen Welt“ 
vom 29. Januar 1990 unter der Überschrift „DDR: Zu viele 
hinter Gittern?“ geäußert.

Die Kriminalstatistik der DDR hat — im Gegensatz etwa 
zu der Polens, Ungarns und der Tschechoslowakei3 — bisher 
die tatsächlich praktizierte Strafpolitik nicht offengelegt. 
Zwar wurden die Übergaben an gesellschaftliche Gerichte, 
bezogen auf alle ermittelten und im Erfassungszeitraum als 
schuldig befundenen Täter, statistisch ausgewiesen, doch die 
entsprechenden Angaben vermittelten keinen Überblick über 
die Strafpraxis in der DDR. Die Angaben über die Struktur 
der gerichtlichen Verurteilungen nach Art und Maß der ange
wandten Kriminalstrafen und ihrer deliktischen Verteilung 
wurden der Öffentlichkeit bewußt vorenthalten und standen 
so auch nicht der wissenschaftlichen Bearbeitung zur Verfü
gung. Darüber vermögen auch strafpolitische Äußerungen 
und Bewertungen der geübten Strafpraxis durch einzelne Re
präsentanten der Justizorgane nicht hin wegtäuschen, waren 
sie doch in der Regel auf propagandistische Wirkungen ab
gestellt.

Die Taktik des Verbergens und Verschleierns von statisti
schen Angaben zur Strafpraxis war — wie wir heute wissen — 
Bestandteil einer allgemeinen Taktik der Ignoranz von Tat
sachen, wenn sie nicht in das gewünschte, idealisierte Bild 
des erfolgreichen, vorwärtsweisenden Sozialismus paßten. Sie 
geht unmittelbar zurück; auf direkte dirigistische Weisungen 
des ehemaligen Zentralkomitees der SED, die es dem Gene
ralstaatsanwalt der DDR nicht möglich machten, die Krimi
nalstatistik eigenverantwortlich offenzulegen. Dazu wäre er 
entsprechend seiner verfassungsmäßigen Stellung und auf der 
Grundlage des Staatsanwaltschaftsgesetzes berechtigt und 
verpflichtet gewesen.

Diese Taktik sollte die Vorstellung suggerieren bzw. ver
tiefen, daß die Strafen im Sozialismus gesetzmäßig die Ten
denz nach mehr Gerechtigkeit und Humanität verkörperten 
als in kapitalistischen Staaten. Daß so nicht nur Schönfärberei 
betrieben, sondern blanker Apologismus geleistet wurde, ist 
heute unbestreitbar. Der daraus erwachsene Schaden ist 
groß.

Nicht zuletzt hat die Strafrechtswissenschaft durch ihre 
apologetischen Beiträge, die vielfach bar jeder realen empiri
schen Bezüge waren, daran Schaden erlitten. Es erscheint 
dringend geboten, die Angaben der Kriminalstatistik der in
teressierten Öffentlichkeit uneingeschränkt, auch hinsichtlich 
der Strafpraxis, zu öffnen. Nur so ist deren wissenschaftliche 
Bewertung möglich, und nur so verbauen wir neuen Klischees 
den Zugang in die Medien und die Fachliteratur. Die wissen
schaftliche Bewertung solcher Angaben muß dabei konkret
historisch Vorgehen und darf nicht а priori mit neuen Vor
urteilen und Vokabeln operieren, nur weil sie modern und 
zeitgemäßerscheinen.

Nötig sind ernsthafte, die verfügbaren Daten ausschöp
fende Analysen, die bemüht sein müssen, die historischen 
Zusammenhänge und Gegebenheiten zu erfassen, unter denen 
Strafpolitik in der DDR praktiziert wurde. Das Schlagwort 
„Strafenfetischismus“ beweist dabei noch nicht viel. Mit dem 
Bezug auf Weber sollen im folgenden einige erste Überlegun
gen eingebracht werden, die zu solchen Analysen hinführen 
könnten.

Zur Funktion von Strafen mit Freiheitsentzug
Es bedarf sicher einer Neubewertung der Rolle und Funktion 
freiheitsentziehender Strafen in unserem Strafrecht. Doch 
scheint es mir eine Illusion zu sein, unter den Bedingungen 
gegenwärtiger und künftig prognostizierbarer Kriminalitäts
entwicklung die Forderung nach Abolition des Freiheitsent
zuges zu erheben oder — wie es bei Weber in seinem JW-Ar- 
tikel anklingt — die Anwendung des Freiheitsentzuges schon 
als Strafenfetischismus zu beklagen. Richtig ist, daß weltweit

ein Trend nach Rücknahme der Freiheitsstrafe erkennbar ist, 
aber der Trend existiert nur in wenigen Ländern als gefestigte 
Tendenz der Strafpraxis. Was in dieser Hinsicht Strafrechts
ideologen postulieren, darf mit der Wirklichkeit nicht ver
wechselt werden.

Die Rücknahme von Freiheitsstrafe ist offenbar ein kom
plizierter straf politischer Prozeß, der nicht ausschließlich von 
der Strafjustiz eines gegebenen Landes abhängt, sondern auch 
vom erreichten Kultumiveau, von den demokratischen Mecha
nismen der Machtsicherung, von der öffentlichen Meinung 
und von der praktizierten Toleranz. Solche Umstände verwei
sen andererseits auf gesellschaftliche Bedingungen, die es bei 
der Analyse der Strafpraxis zu berücksichtigen gilt. Dabei ist 
auch zu beachten, inwieweit generalpräventives strafrecht
liches Denken in der DDR über das bekanntermaßen stark re
pressive Strafrecht der UdSSR vermittelt worden ist.

Wirkungen der sicherheitspolitischen Linie
auf die Strafpraxis

Als Hypothese kann m. E. akzeptiert werden, daß die Straf
praxis in der DDR in ihrer Grundtendenz von der sicherheits
politischen Linie der ehemaligen SED stark geprägt worden 
ist. Das hypertrophierte Sicherheitsbedürfnis beruhte auf 
Abgrenzung vom imperialistischen Gegner und der Ausgren
zung des Andersdenkenden. Es baute auf einem starken, alles 
beherrschenden und kontrollierenden Staat auf und war ge
genüber bestimmten „abweichenden“ Verhalten einzelner 
Grundlage generalpräventiven strafrechtlichen Vorgehens. 
Damit war nicht nur Freiheitsentzug verbunden, sondern 
bereits eine Vorverlagerung strafrechtlicher Schutzerforder
nisse — meist fiktiver —, deren Behauptung schon allein zu 
generalpräventiven Wirkungen führte. Im einzelnen bedarf 
diese Hypothese weiterführender Untersuchungen, um auch 
die differenzierten Wirkungen zu erfassen, die von dem feh
lerhaften Sichefheitsverständnis der SED ausgingen. Exem
plarisches Beispiel ist ohne Zweifel das 1979 ergangene
3. StÄG mit seinen erweiterten Kriminalisierungen und der 
Erhöhung der Strafenobergrenze bei Straftaten des 8. Kapi
tels des Besonderen Teils des StGB. Es stellt als Ganzes eine 
Reflexion verschärften Zwanges und Druckes gegenüber An
dersdenkenden im Zeitraum von 1977 bis 1979 dar. Die sorg
fältige Analyse dieses Gesamtzusammenhangs vermittelt tie
fere Einsichten in die Wechselwirkung von Politik und Straf
zwang als allgemeine Behauptung des Strafenfetischismus. 
Festzustellen war jedenfalls, daß die von der Volkskammer 
dekretierten neuen Straf obergrenzen von den Gerichten über
haupt nicht angenommen worden sind.

Feststellung der Ursachen für Schwankungen
in der Straf praxis

Die Strafenrepression in der DDR hat Sprünge vollzogen, bei 
denen Höhen und Tiefen zu unterscheiden sind. Die Ursachen 
dieser Sprünge sind noch detailliert zu analysieren: Sie liegen 
wahrscheinlich in erster Linie im Politik-, in zweiter Linie 
erst im Justizbereich. Mit ihnen hängt das sog. Schwerpunkt
denken als Auslöser eines bestimmten straf politischen Vor
gehens zusammen (z. B. bei sog. gesellschaftlichen Höhepunk
ten und den damit verbundenen sicherheitspolitischen Maß
nahmen).

Sie liegen aber höchstwahrscheinlich auch in der prakti
zierten Amnestiepolitik, die m. E. entgegen der Ansicht von 
Weber nicht primär als Druckventil betrieben wurde, sondern 
als Kalkül politischer, insbesondere außenpolitischer Inten
tionen des damaligen Staatsratsvorsitzenden.4 Das erklärt, 
daß über einen langen Zeitraum betrachtet kein sprunghafter 
und ständig zunehmender Anstieg der Verurteilungen zu Frei
heitsentzug eingetreten ist, wie Weber insbesondere in dem 
JW-Beitrag mit verwirrenden Zahlenkombinationen glauben 
läßt. Da er nur mit prozentualen Anteilen operiert, sollen im 
folgenden die absoluten Zahlen der zu Freiheitsentzug Ver
urteilten mitgeteilt werden:

3 Vgl. „Zur Entwicklung der Kriminalität in der UdSSR, Polen und 
Ungarn“, NJ 1990, Heft 3, S. 114 ff.

4 Die Amnestiepolitik, die insbesondere in den letzten Jahren mit 
tiefen Eingriffen in die Strafverfolgung verbunden war, bedürfte 
einer gesonderten Analyse.


